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Antrag auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses mit Debatte 

(Verlangen) 
§ 33 Abs 1 iVm § 33 Abs 4 GOG-NR 

der Abgeordneten Ing. Robert Lugar, 

Kolleginnen und Kollegen 

betreffend die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gemäß § 33 GOG-NR zur 

Untersuchung der politischen Verantwortung für die Vorgänge rund um die 

Kommunalkredit AG und die Österreichische Volksbanken AG (ÖVAG- 

Untersuchungsausschuss) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„Zur Untersuchung des Themenkomplexes ,Staatliche Rettungs-, Kapital-, Abbau-

maßnahmen und Restrukturierung für die Kommunalkredit AG und die Österreichische 

Volksbanken AG (ÖVAG) in den Jahren 2005 bis 2015’ wird ein Untersu-

chungsausschuss eingesetzt.“ 

Untersuchungsgegenstand 

Untersuchungsgegenstand ist die Vollziehung des Bundes im Zusammenhang mit der 

Kommunalkredit AG und der Österreichischen Volksbanken AG (ÖVAG) bzw. den 

Rechtsvorgängem und Rechtsnachfolgern beider Banken in den Jahren 2005 bis 

inklusive 2015. 
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Inhaltliche Gliederung des Untersuchungsgegenstandes nach Beweisthemen 

Staatliche Rettungs-, Kapital- und Abbaumaßnahmen und Restrukturierung für 

die Kommunalkredit AG und die Österreichische Volksbanken AG (ÖVAG) bzw. 

den Rechtsvorgängern und Rechtsnachfolgern beider Banken in den Jahren 

2005 bis 2015 

1. Aufklärung über die wahrgenommenen Kontroll-, Prüf- und Aufsichtstätigkeiten aller 

mit der Bankenaufsicht betrauten Organe des Bundes hinsichtlich der 

Kommunalkredit und der ÖVAG sowie der verbundenen Unternehmen beider 

Banken im Zeitraum 2005-2015, insbesondere welche Prüfberichte und Analysen in 

welcher Form vorgelegt, welche Mängel und Gesetzesverletzungen festgestellt und 

welche Aktivitäten daraufhin gesetzt wurden. 

2. Klärung der Verantwortung der Organe des Bundes, insbesondere der Finanz- 

marktaufsicht, der OeNB, der Finanzprokuratur, des Bundesministeriums für Fi-

nanzen und weiterer Organe im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Entwick-

lung und den zunehmenden Schwierigkeiten der Kommunalkredit und der ÖVAG 

sowie der verbundenen Unternehmen beider Banken im Zeitraum 2005-2015. 

3. Prüfung der Auswahl, der Tätigkeit und der Beaufsichtigung der vom Bundesmi-

nisterium für Finanzen bestellten Staatskommissäre in der Kommunalkredit und der 

ÖVAG sowie in den verbundenen Unternehmen beider Banken inklusive den ad-

hoc und periodische Berichten der Staatskommissäre, das Zustandekommen und 

die Verwertung bzw. Auswertung derselben sowie allfällige Veranlassungen durch 

die zuständigen Aufsichtsorgane und das Bundesministerium für Finanzen im 

Zeitraum 2005-2015. 

4. Aufklärung über erfolgte mögliche Einflussnahmen auf strafrechtliche, abgaben-

rechtliche und finanzstrafrechtliche Verfahren im Zusammenhang mit der Kom-

munalkredit und der ÖVAG sowie der verbundenen Unternehmen beider Banken 

und über die Erkenntnisse, welche die Finanzbehörden und Strafverfolgungsbe-

hörden im Rahmen dieser Verfahren gewonnen haben. 
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